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Die zusätzliche Altersversorgung der Journalisten ist gegen- 
wärtig lückenhaft und uneinheitlich. Es gibt Personengruppen, 
die keiner zusätzlichen Altersversorgung angeschlossen sind-, 
hierzu gehören ein Großteil der Redakteure bei Zeitschriften- 
verlagen sowie die Redakteure einiger Nachrichtenagenturen. 
Demgegenüber sind Redakteure an Tageszeitungen durch den 
„Tarifvertrag über die Altersversorgung für Redakteure an 
Tageszeitungen“ beim Versorgungswerk der Presse obligato- 
risch versichert. Die Redakteure bei den Rundfunk- und Fern- 
sehanstalten sind anstaltseigenen Versorgungseinrichtungen 
angeschlossen. Die unterschiedliche Trägerschaft der einzelnen 
Versorgungseinrichtungen bedingt jedoch unterschiedliche 
Leistungen. 

Dieser gegenwärtige Zustand der zusätzlichen Altersversorgung 
der Journalisten wird allgemein als unbefriedigend angesehen. 
Auch die Bundesregierung hat in ihrer Stellungnahme zum 
Bericht der Pressekommission vom 20. Februar 1969 und in 
ihren* Zwischenbericht über die Lage von Presse und Rundfunk 
vom 27. April 1970 eine Änderung dieses Zustandes als wün- 
schenswert bezeichnet. Insbesondere sieht man in der Vielzahl 
der unterschiedlich gestalteten Versorgungsregelungen eine 
Gefahr für die berufliche Mobilität der Journalisten, die es im 
Interesse der Funktionsfähigkeit von Presse und Rundfunk für 
Gesellschaft und Staat zu erhalten gilt. 

Von dieser Darstellung der gegenwärtigen Lage und ihrer Be- 
urteilung ausgehend beantworte ich die Fragen im Einverneh- 
men mit den Bundesministern des Innern und für Arbeit und 
Sozialordnung im einzelnen wie folgt: 


1. Wie ist der Stand der Vorbereitungsarbeiten der Bundesregie- 
rung für die in dem Zwischenbericht über die Lage von Presse 
und Rundfunk vom 27. April 1970 (Drucksache VI/692, Nummer 
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19) als wünschenswert bezeidinete einheitliche Versorgungs- 
einrichtung für die Journalisten aller Medien? 

Die Bundesregierung hat die Situation der zusätzlichen Alters- 
sicherung der Journalisten durch eine Arbeitsgruppe eingehend 
untersucht und ist dabei zu folgendem Ergebnis gekommen: 

Es ist erstrebenswert, den Aufbau einer einheitlichen zusätz- 
lichen Versorgungseinrichtung für die Redakteure aller Medien 
zu erreichen. Der erfolgversprechendste Weg zu diesem Ziel ist 
in einem Ausbau des Versorgungswerks der Presse zu sehen, 
der den erweiterten Aufgaben Rechnung trägt. 

Als erstes wäre anzustreben, die noch außerhalb des Versor- 
gungswerks der Presse stehenden Zeitschriftenverlage und 
Nachrichtenagenturen entsprechend dem „Tarifvertrag über die 
Altersversorgung für Redakteure an Tageszeitungen" in das 
Versorgungswerk der Presse einzubeziehen. Diese Maßnahme 
könnte am zweckmäßigsten durch Tarifvertrag verwirklicht 
werden. Durch eine Allgemeinverbindlichkeitserklärung des 
Tarifvertrages wäre dann eine Versicherung aller - auch der 
nicht tarifgebundenen - Redakteure der Zeitschriftenverlage 
und Nachrichtenagenturen zu erreichen. Außer durch Tarifver- 
trag kann die Versicherungspflicht auch durch vertragliche Ver- 
einbarungen (Rahmenvereinbarungen) zwischen dem einzelnen 
Arbeitgeber und dem Versorgungswerk der Presse begründet 
werden. Von dieser Möglichkeit haben bis jetzt 64 Presseunter- 
nehmen sowie der Deutschlandfunk mit insgesamt 1352 Redak- 
teuren Gebrauch gemacht. In diesen Fällen verpflichtete sich 
der Arbeitgeber, die festangestellten Redakteure entsprechend 
dem „Tarifvertrag über die Altersversorgung für Redakteure 
an Tageszeitungen" beim Versorgungswerk der Presse zu ver- 
sichern. 


2. Hält es die Bundesregierung für möglich und erstrebenswert, 
auch die Rundfunk- und Fernsehanstalten in eine solche Ver- 
sorgungseinrichtung einzubeziehen, ohne daß dadurch die Jour- 
nalisten geringere Versorgungsleistungen erhalten würden, als 
ihnen nach den anstaltseigenen Versorgungsordnungen zu- 
stehen? 

Eine einheitliche zusätzliche Versorgungseinrichtung für Jour- 
nalisten müßte ohne die Rundfunk- und Fernsehanstalten ein 
Torso bleiben. Die Bundesregierung hält es daher für erstre- 
benswert, auch die Redakteure dieser Massenmedien beim Ver- 
sorgungswerk der Presse zu versichern. 

Beachtenswerte Schritte in dieser Richtung sind bereits vom 
Bayerischen Rundfunk, Südwestfunk und von der Deutschen 
Welle getan worden. Diese Rundfunkanstalten eröffnen in ihren 
Vers orgungs Ordnungen den Redakteuren die Möglichkeit, sich 
beim Versorgungswerk der Presse zu versichern, wobei die Bei- 
tragsleistung von der Rundfunkanstalt übernommen wird. Der 
Bayerische Rundfunk und der Südwestfunk sehen darüber hin- 
aus vor, daß bei Eintritt des Versicherungsfalls die Leistungen 
des Vers orgungs Werks der Presse, sofern diese geringer sind 
als gleichartige Leistungen der anstaltseigenen Versorgung, 
aufgestockt werden. 
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So beachtenswert diese Ansätze sind, so ist doch nicht zu ver- 
kennen, daß auch diese Regelungen aus der Sicht einer sozialen 
Sicherung der Redakteure verbesserungsbedürftig sind. Dies 
gilt insbesondere dann, wenn der Redakteur der Rundfunk- und 
Fernsehanstalt zu einem Unternehmen der Presse oder zu einer 
Nachrichtenagentur überwechselt. Das Ausscheiden des Redak- 
teurs aus der Rundfunk- und Fernsehanstalt bewirkt fast aus- 
nahmslos den Verfall bisher erworbener Versorgungsanwart- 
schaften; die teilweise gewährte Abfindung stellt keinen Ersatz 
für diesen Mangel dar. Die Bundesregierung hält daher folgende 
Maßnahmen für erstrebenswert, die eine höchstmögliche soziale 
Sicherung auch beim Wechsel der Redakteure zwischen den ein- 
zelnen Massenmedien gewährleisten können: 

a) Von einem bestimmten Zeitpunkt ab sollten alle bei den 
Rundfunk- und Fernsehanstalten neu hinzukommenden 
Redakteure im Versorgungswerk der Presse versichert wer- 
den. Soweit die vom Versorgungswerk der Presse gewähr- 
ten Leistungen niedriger sind als die Leistungen aus der 
anstaltseigenen Versorgung, wären sie um den Differenz- 
betrag aufzustocken. Die Einbeziehung aller neu hinzukom- 
menden Redakteure bei Rundfunk- und Fernsehanstalten in 
das Versorgungswerk der Presse hätte zur Folge, daß im 
Laufe der Zeit sämtliche Redakteure der Rundfunk- und 
Fernsehanstalten beim Versorgungswerk der Presse ver- 
sichert wären. Sobald eine derartige Regelung erreicht ist, 
wäre ein Höchstmaß an beruflicher Mobilität zwischen sämt- 
lichen Massenmedien gewährleistet. 

b) Sollte sich diese Maßnahme noch nicht sofort verwirklichen 
lassen, kann auch an eine Zwischenlösung dergestalt gedacht 
werden, daß zunächst lediglich die Personen beim Versor- 
gungswerk der Presse versichert werden, die vor ihrer An- 
stellung bei den Rundfunk- und Fernsehanstalten bereits 
dem Versorgungswerk der Presse angehört haben. Für die- 
sen Personenkreis besteht ein besonderes Interesse, die 
bereits begonnene Versicherung kontinuierlich fortzusetzen. 

c) Um Redakteuren der Rundfunk- und Fernsehanstalten den 
Wechsel zu anderen Massenmedien zu erleichtern, erscheint 
es als angebracht, die bei den Anstalten erworbenen Versor- 
gungsanwartschaften beim Wechsel nicht ersatzlos fortfallen 
zu lassen. Die Verfallbarkeit betrieblicher Ruhegeld- 
ansprüche wird von den Betroffenen zu Recht als unbillig 
und unsozial angesehen. Die Bundesregierung ist deshalb 
bestrebt, auf geeignetem Wege die Unverfallbarkeit solcher 
Ansprüche zu sichern. Die Bundesregierung würde es be- 
grüßen, wenn auch die Rundfunk- und Fernsehanstalten 
diese sozialen Bestrebungen unterstützten und sich verpflich- 
teten, dem Redakteur beim Wechsel zu einem anderen Mas- 
senmedium wenigstens einen Ersatz für die während seiner 
Dienstzeit bei der Rundfunk- und Fernsehanstalt erwor- 
benen Versorgungsanwartschaften zu gewähren. Zu denken 
ist dabei an die Möglichkeit, den Redakteur für die bei der 
Rundfunk- und Fernsehanstalt zurückgelegte Zeit beim Ver- 
sorgungswerk der Presse nachzuversichern. 
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Die Nachversicherung könnte auf der Grundlage des wäh- 
rend der Dauer der Dienstzeit bezogenen Gehalts vorgenom- 
men werden. Im Hinblick auf die an beamtenrechtliche Ver- 
sorgungsanwartschaften angepaßten Versorgungsregelungen 
der Rundfunk- und Fernsehanstalten bietet sich die Par- 
allele zur Nachversicherung ausscheidender Beamter in der 
Sozialversicherung an. Die Nachversicherungspflicht der 
Rundfunk- und Fernsehanstalten wäre deshalb auch nicht 
von der Erfüllung der in den jeweiligen Versorgungsord- 
nungen festgelegten Wartezeit abhängig zu machen. 


3. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung für die Ein- 
beziehung freiberuflich tätiger Journalisten in die Altersver- 
sorgung bei Presse und Rundfunk? 

Um die soziale Sicherung auch der freien Journalisten im Alter 
und bei Eintritt der Invalidität zu gewährleisten, beabsichtigt 
die Bundesregierung - wie schon in ihrer Regierungserklärung 
vom 28. Oktober 1969 angekündigt - die gesetzliche Renten- 
versicherung für alle Gesellschaftsgruppen zu öffnen. 

Neben dieser Möglichkeit einer Grundsicherung können die 
freien Journalisten schon heute freiwillig dem Versorgungs- 
werk der Presse beitreten. Wenn sie davon Gebrauch machen, 
ist jedoch der Beitrag, der für Redakteure an Tageszeitungen 
von diesen und von den Arbeitgebern je zur Hälfte getragen 
wird, von den freien Journalisten selbst aufzubringen. 

Von den Rundfunk- und Fernsehanstalten wird für ihre stän- 
digen freien Mitarbeiter eine zusätzliche Altersversorgung im 
Rahmen einer Pensionskasse vorbereitet, die je zur Hälfte 
durch Beiträge der Anstalten und freien Mitarbeiter finanziert 
werden soll. Die Vorbereitungsarbeiten stehen vor ihrem Ab- 
schluß. 

Im Hinblick auf diese für die ständigen freien Mitarbeiter bei 
Rundfunk- und Fernsehanstalten vorgesehene Versorgungs- 
regelung wäre es begrüßenswert, wenn auch für die freien 
Journalisten bei der Presse von den Beteiligten geprüft werden 
könnte, ob eine freiwillige zusätzliche Altersversorgung beim 
Versorgungswerk der Presse durch anteilige Beiträge der Ver- 
leger zu fördern wäre. 

Es liegt vor allem in der Hand der Beteiligten - insbesondere 
der Tarifvertragsparteien, Verleger, Rundfunk- und Fernseh- 
anstalten - die hier aufgezeigten Möglichkeiten durch Abschluß 
von Tarifverträgen, Rahmenvereinbarungen sowie Änderungen 
von Versorgungsordnungen zu verwirklichen. Die Bundesregie- 
rung stellt ihren Rat und ihre Hilfe zur Verfügung. Sie wird 
schon bald zu Gesprächen über diese Fragen einladen. Im übri- 
gen vertraut sie auf die Einsicht aller Beteiligten und ihre 
Bereitschaft, die soziale Sicherung und Mobilität der Jour- 
nalisten im Interesse des gesamten Berufsstandes und einer 
höchstmöglichen Leistungsfähigkeit von Presse, Hörfunk und 
Fernsehen weiter auszubauen. 

C. Ahlers 
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